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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Horst Arnold, 

Florian von Brunn u.a. und Fraktion (SPD) 

Bäuerliche Strukturen und Kommunales Selbstverwaltungsrecht bei der 

Gestaltung und Strukturierung des Ländlichen Raums stärken 

- Privilegierung nach § 35 Abs. 1 BauGB novellieren, (Drs. 17/13016)  

 

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte bleiben Sie am Rednerpult. Es folgt eine Zwischenbemerkung der 

Kollegin Steinberger.  

Rosi Steinberger (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Glauber, sehr geehrter Herr Holetschek, Sie sagen, die 

Landratsämter hätten es in der Hand; sie könnten noch eine Abwägung vornehmen. Im Endeffekt ist dies aber 

nicht der Fall. Ich komme aus dem Landkreis Landshut und weiß, wie so etwas vor sich geht.  

Ich kann Ihnen ein Beispiel nennen: Das Landratsamt Landshut hat einen Schweinemastbetrieb mit über 2.000 

Mastschweinen in einem Wasserschutzgebiet genehmigt, und zwar aufgrund der Privilegierung, und hat gesagt, 

es könne gar nicht anders handeln. Das gleiche Landratsamt hat einen Schweinemastbetrieb mit über 5.000 

Mastschweinen in einem Gebiet – ich nenne nur die Gemeinde Hohenthann – genehmigt, obwohl dort massive 

Grundwasserprobleme aufgrund von Pflanzenschutzmitteln, aber auch aufgrund von Nitrat vorhanden sind. 

Auch hier hat das Landratsamt gesagt: Wir können nicht anders; aufgrund der Privilegierung der Landwirtschaft 

müssen wir die Genehmigung erteilen.  

Sie reden von 1 % der Betriebe. Nehmen Sie doch bitte zur Kenntnis, dass diese wenigen Betriebe – ich sage 

jetzt einmal: – unter dem Deckmantel der bäuerlichen Landwirtschaft genau die Probleme bereiten, die wir 

draußen im Land haben. Die kleinen bäuerlichen Betriebe, die in Konkurrenz zu den großen stehen, leiden 

darunter. Nehmen Sie also bitte zur Kenntnis, dass die Privilegierung genau das Mittel ist, das es den großen 

Betrieben ermöglicht, immer größer zu werden.  

(Beifall bei den GRÜNEN – Beifall des Abgeordneten Horst Arnold (SPD)) 


